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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Einhundertste Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1966 (Zweite Erhöhung des 
Zollkontingents für gesalzenen Seelachs) wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 10. März 1967 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen als dringliche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Be- 
handlung zugewiesen. 

Durch die vorliegende Verordnung werden die 
der Bundesrepublik von der EWG-Kommission ge- 
währten Drittlands-Zollkontingente für gesalzenen 
Seelachs erhöht. Der Bundestag hat der Eröffnung 
der bisherigen Zollkontingente im Grundsatz bereits 
zugestimmt (vgl. Neununddreißigste und Eünfund- 
sechzigste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1966 — Drucksachen V/710, V/1126). 

Die Bundesregierung hatte ursprünglich ein Zoll- 
kontingent für 12 Monate von 1700 t zu einem Zoll- 
satz von 7 Vo des Wertes (regelmäßiger Äußenzoll- 
satz: 11,8^/ü) beantragt. Die EWG-Kommission hatte 
jedoch nur ein Kontingent von 600 t zum Zollsatz 
von 8,2 '^/o des Wertes für die Zeit vom 1. April 1966 
bis 30. September 1966 bewilligt. Da dieses Zoll- 


kontingent bereits am 9. September 1966 erschöpft 
war, wurde es bis zum 31. März 1967 verlängert und 
auf 1500 t erhöht. 

Die erhöhte Menge von 1500 t war jedoch schon 
am 29. November 1966 erschöpft. Die EWG-Kom- 
mission hat daher mit Entscheidung vom 7. Fe- 
bruar 1967 (Amtsblatt S. 416) aus der Bundesrepu- 
blik für die Zeit vom 1. April 1966 bis 31. März 
1967 gewährte Zolkontingent um weitere 700 t auf 
insgesamt 2200 1 erhöht. Somit ist dem ursprüng- 
lichen Antrag der Bundesregierung voll entspro- 
chen worden. 

Der Ausschuß erinnert an seine wiederholten Er- 
suchen, in Brüssel auf großzügige Erledigung der 
Anträge auf Gewährung von Kontingenten hinzu- 
wirken, um wiederholte Aufstockungsanträge zu 
vermeiden. 

Da der Bundestag in der Sache schon entschieden 
hat, empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen dem Plenum, der Verordnung zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 15. März 1967 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/1526 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 15. März 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Serres 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 99. Plenarsitzung am 16. März 1967 



